
Neue Juatiz 10/79 435

wälte lag eindeutig auf dem Gebiet der Beratung und Ver­
tretung der Bürger. Das muß auch künftig so bleiben.“12 
Innerhalb dieses Hauptgebiets haben sich jedoch beacht­
liche Verschiebungen ergeben, die Ausdruck der Entwick­
lung der gesellschaftlichen Verhältnisse und der Rechts­
pflege sind. Während z. B. im Berliner Kollegium 1962 
noch 31 Prozent aller Mandate Strafsachen betrafen, waren 
es 1977 nur noch 17 Prozent. Dafür erhöhte sich der Anteil 
der Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen entspre­
chend. Insgesamt ist die Zahl der Mandate im Berliner 
Kollegium in dieser Zeit um etwa 10 Prozent gestiegen. 
Diese Entwicklung dürfte der in den anderen Kollegien 
der DDR gleichen.

Mit den höheren Aufgaben, die Partei und Regierung 
auch an die Rechtsanwälte auf dem Gebiet der Rechts­
erziehung und Rechtspropaganda stellten, wuchs die Zahl 
der unentgeltlichen Rechtsauskünfte — ein Wesensmerk­
mal sozialistischer Rechtsanwaltschaft. So werden von Mit­
gliedern der Kollegien jährlich etwa 65 000 unentgeltliche 
Rechtsauskünfte erteilt. Stellt man diese Zahl einer Ge­
samtzahl entgeltlicher Mandate von 120 000 gegenüber und 
berücksichtigt man, daß die Zahl der wirklich erteilten 
Rechtsauskünfte sicher höher ist als die statistisch erfaßte, 
so erkennt man die große erzieherische und vorbeugende 
Tätigkeit der Rechtsanwälte auf diesem Gebiet.

Die nächsten Aufgaben

Die Entwicklung der Rechtsanwaltschaft zu einer der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft entsprechenden In­
stitution der Rechtspflege ist ohne die führende Rolle der 
SED nicht denkbar. Angefangen von den Beschlüssen der 
2. Parteikonferenz im Jahre 1952 bis zum IX. Parteitag 
im Jahre 1976, zeigten die Beschlüsse der Partei den Weg 
zur Gründung und Festigung der Kollegien. Die zunächst 
in Parteigruppen, dann überall in Betriebsparteiorganisa­
tionen zusammengeschlossenen Genossen Rechtsanwälte 
standen an der Spitze des Kampfes um eine neue, sozia­
listische Anwaltschaft gegen überkommene bürgerliche 
Denk-, Verhaltens- und Arbeitsweisen. Durch ihr Auftre­
ten vor Gericht und in den Mitgliederversammlungen 
überwanden sie die Ursachen der Vorbehalte, die vor der 
Gründung der Kollegien gegen die Arbeit von Rechtsan­
wälten bestanden hatten, und schufen so die Voraussetzun­
gen dafür, daß die in den Kollegien zusammengeschlosse­
nen Rechtsanwälte einen anerkannten Beitrag zur Ent­
wicklung unserer sozialistischen Rechtspflege leisten.13

Bei allem Stolz über das Erreichte soll nicht vergessen 
werden, daß noch nicht alle Aufgaben bereits gelöst wur­
den. Neue Probleme sind hinzugekommen. Wie die ganze 
DDR und ihre staatlichen Justizorgahe muß auch die 
Rechtsanwaltschaft den immer höher werdenden Anfor­
derungen der Zeit gewachsen sein.

An der Spitze aller Aufgaben steht die weitere ideolo­
gische Entwicklung der Anwaltschaft. Unter den kompli­
zierten Bedingungen der ideologischen Auseinanderset­
zung an der Scheidelinie der beiden Weltsysteme muß der 
Anwalt über eine hohe gesellschaftswissenschaftliche Qua­
lifikation verfügen, um den Ansprüchen an seinen Beruf 
zu genügen. Die ideologische Entwicklung der Anwalt­
schaft ist jedoch nicht nur eine Frage der Aneignung ge­
sellschaftswissenschaftlicher Kenntnisse, sondern zugleich 
der Herausbildung einer moralischen Haltung, wie sie dem 
Beruf des sozialistischen Rechtsanwalts entspricht. Es cha­
rakterisiert diesen Beruf, daß er dem Recht — und dem 
häufig mit dem Recht in Konflikt geratenen Mandanten — 
verpflichtet ist. Aus dieser Stellung des Anwalts erwächst 
die Notwendigkeit eines hohen moralisch-politischen 'Be­
wußtseins, das täglich neu auf die Probe gestellt wird.

Fortzuführen ist auch die fachliche Weiterbildung, da­
mit die Mitglieder ihre anwaltliche Tätigkeit in vollem 
Bewußtsein ihrer hohen gesellschaftlichen Verantwortung 
auf der Grundlage der geltenden Gesetze und Rechtsvor­

schriften qualifiziert ausüben und das Vertrauen der Bür­
ger rechtfertigen.

Die aktive Mitarbeit aller Mitglieder in den Mitglieder­
versammlungen und.in den Kommissionen der Kollegien 
ist' weiter zu fördern und die Entwicklung zu sozialisti­
schen Anwaltspersönlichkeiten aktiv zu unterstützen. Auf­
tretenden Mängeln 'in der Arbeit ist prinzipieller zu be­
gegnen und auf eine zügigere Überwindung hinzuwirken. 
Die Arbeit der Besten muß Maßstab für die Tätigkeit silier 
sein.

Schließlich ist auch das eigentliche „Anwaltsrecht“ 
erneuerungsbedürftig. Die VO über die Bildung der Kolle­
gien der Rechtsanwälte vom 15. Mai 1953 läßt manche 
Frage offen. Seit dem Erlaß des Musterstatuts sind bedeu­
tende gesellschaftliche Veränderungen vollzogen worden, 
die eine Vervollkommnung des Musterstatuts aud} unter 
Berücksichtigung der Weiterentwicklung der Kollegien als 
angebracht erscheinen lassen. Die Anpassung der betagten 
Rechtsanwaltsgebührenordnung von 1879 an das geltende 
Verfahrensrecht ist ebenfalls dringend erforderlich.'

*

Der Blick auf das Erreichte und der Ausblick auf das noch 
zu Erreichende zeigen, daß in der DDR eine sozialistische 
Rechtsanwaltschaft entstanden ist, deren Mitglieder be­
wußt und mit hohem humanistischen Berufsethos ihre ge­
sellschaftliche Funktion erfüllen, die Rechte und gesetzlich 
geschützten Interessen ihrer Mandanten zu wahren und 
dadurch zur Verwirklichung der Ziele der Rechtsprechung 
in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft beizutragen.
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Zwei Neuerscheinungen im Staatsverlag der DDR
DDR - UdSSR, Zusammenarbeit und Annäherung
220 Seiten; EVP (DDR); 5,20 M
Die hier vorgeiegte Gemeinschaftsarbeit von Wissenschaftlern des Instituts 
für Internationale Beziehungen der Akademie für Staats- und Rechtswissen­
schaft der DDR und der Akademie für Diplomatie des Ministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten der UdSSR ist der Herausbildung und Ent­
wicklung der Beziehungen zwischen der DDR und der UdSSR während der 
letzten 30 Jahre gewidmet. Sie veranschaulicht die einzelnen Entwicklungs­
etappen dieser Beziehungen und die Zusammenhänge mit den komplizier­
ten internationale/! Bedingungen.

Im Mittelpunkt steht der Vertrag über Freundschaft, Zusammenarbeit 
und gegenseitigen Beistand zwischen der DDR und der UdSSR vom 7. Ok­
tober 1975, mit dessen Abschluß eine neue Seite in den brüderlichen Be­
ziehungen beider Länder aufgeschlagen wurde. Die Autoren analysieren 
die widrigsten Bestimmungen dieses Vertrags und belegen faktenreich die 
Schritte, die beide Länder zu seiner Realisierung sowie zur Erfüllung der 
Beschlüsse des XXV. Parteitags der KPdSU und des IX. Parteitags der SED 
getan haben.

DDR - VRB, Freundschaft und Zusammenarbeit
239 Seiten; EVP (DDR): 5,20 M
Die Autoren dieser gemeinsam vom Institut für Internationale Beziehungen 
der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR und vom Insti­
tut für Internationale Beziehungen und sozialistische Integration der Volks­
republik Bulgarien herausgegebenen Arbeit verfolgen das Ziel, das Wer­
den und Wachsen der neuen, sozialistischen Beziehungen zwischen beiden 
Staaten nachzuweisen sowie Umfang und Wirkung der vielseitigen auf die 
Festigung von Freundschaft und Zusammenarbeit gerichteten Kontakte 
sichtbar zu machen. Besondere Bedeutung wird dabei dem Vertrag zwi­
schen der DDR und der VRB vom 14. September 1977 gewidmet, der die 
Grundrichtung für den weiteren Ausbau der bilateralen Beziehungen fest­
legt.


